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Stellungnahme 
 

zum Entwurf eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan 2023 nebst Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan 2023, zum Antrag auf einen 
Beschluss des Deutschen Bundestages gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grund

gesetzes und zum Entwurf eines Haushaltsfinanzierungsgesetzes 
für die öffentliche Anhörung im Haushaltsausschuss 

am 5. Dezember 2023 
 
 

 

1. Zur Ausgangslage 

Mit dem Urteil des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 2023 
wurden die Artikel 1 und 2 des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes 2021 als mit Artikel 109 
Absatz 3, Artikel 110 Absatz 2 und Artikel 115 Absatz 2 Grundgesetz unvereinbar und damit 
nichtig erklärt (Bundesverfassungsreicht 2023). Die Übertragung von 60 Milliarden Euro aus 
nicht in Anspruch genommenen Corona-Notfallkrediten in den Klima- und Transformations
fonds (KTF), die für 2021 nachträglich im Februar 2022 erfolgte, war also rechtswidrig. Für 
diese Einschätzung waren drei Gründe maßgeblich: Erstens hätte »ein sachlicher Veranlas
sungszusammenhang zwischen der Naturkatastrophe oder außergewöhnlichen Notsituation 
und der Überschreitung der Kreditobergrenzen« gefehlt, ohne den der Sinn und Zweck der 
grundgesetzlichen Verschuldungsbremse von Artikel 109 Absatz III und Artikel 115 Absatz 
II Grundgesetz nicht erreicht werden könne. Zweitens würde die Übertragung von Haushalts
mitteln aus dem Jahr 2021 und deren Verausgabung in Folgejahren gegen den Haushalts
grundsatz der Jährlichkeit (Artikel 110 Absatz 2 Grundgesetz) verstoßen. Und drittens wäre 
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die Verabschiedung des Nachtragshaushalts für 2021 im Jahr 2022 mit dem Haushaltsgrund
satz der Vorherigkeit (Artikel 110 Absatz 2 Grundgesetz) unvereinbar. 
 Als unmittelbare Konsequenz dieses Urteils sind Kreditermächtigungen beim KTF in Höhe 
der rechtswidrig übertragenen 60 Milliarden Euro zu streichen, die damit in den Folgejahren 
nicht mehr zur Verfügung stehen. 
 Mittelbar sind auch andere Sondervermögen bzw. Fonds betroffen. Aus Sicht der Bundes
regierung handelt es sich dabei zum einen um den Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF). 
Dieser wurde 2020 zur Bewältigung der Folgen der Coronakrise mit einem Volumen von zu
nächst 600 Milliarden Euro etabliert, welches 2022 auf 250 Milliarden Euro reduziert wurde. 
Im selben Jahr wurde der Fonds ermächtigt, zur Finanzierung von Maßnahmen im Zusam
menhang mit der Energiekrise infolge des Ukrainekriegs Kredite in Höhe von 200 Milliarden 
Euro aufzunehmen. Damit fehlt auch beim WSF der erforderliche sachliche Veranlassungszu
sammenhang und liegt ein Verstoß gegen das Prinzip der Jährlichkeit vor. Im Gegensatz zum 
KTF wurden diese Gelder schon zum Teil verausgabt. 
 Zum anderen sieht die Bundesregierung auch das Sondervermögen Aufbauhilfe 2021 
(SVA) als problematisch an. Diese wurde 2021 zur Unterstützung der von der Flutkatastrophe 
im Ahrtal Betroffenen eingerichtet. Hier erfolgte zwar keine Umwidmung, aber es wurde 
durch die Verausgabung in den Folgejahren auch gegen das Prinzip der Jährlichkeit versto
ßen. 
 Von daher ist der Haushalt 2023 insoweit verfassungswidrig, als Mittel aus dem WSF und 
dem SVA im Jahr 2023 schon verausgabt sind oder bis zum Jahresende noch verausgabt wer
den sollen. 

2. Der Nachtragshaushalt 2023 

Um die Verfassungsmäßigkeit des Haushalts 2023 wiederherzustellen, soll ein Nachtrags
haushalt gemäß dem Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 27. November 2023 (Deut
scher Bundestag 2023b) verabschiedet werden. 
 Neben der Berücksichtigung »aktueller einnahme- und ausgabeseitiger Entwicklungen« 
(Deutscher Bundestag 2023b, S. 14) sind im Wesentlichen drei Maßnahmen vorgesehen 
(Deutscher Bundestag 2023b, S. 6). Erstens wird im KTF die Rücklage um 60 Milliarden 
Euro verringert und der Wirtschaftsplan des KTF entsprechend angepasst. Auf die Kreditauf
nahme des Bundes im Jahr 2023 hat dies keine Auswirkungen. Zweitens wird die Entnahme 
aus der mit notlagenbedingten Krediten des Jahres 2022 gebildeten Rücklage durch den WSF 
rückgängig gemacht. Zum Ausgleich des Wirtschaftsplans des WSF werden zusätzliche Kre
dite in Höhe von 43,2 Milliarden Euro benötigt, die bei der Feststellung der Kreditaufnahme 
gemäß Artikel 115 Absatz 2 Grundgesetz zu berücksichtigen sind. Drittens wird auch der 
Wirtschaftsplan des SVA angepasst, indem die Ausgaben des Jahres 2023 nicht durch die 
Inanspruchnahme von Kreditermächtigungen aus dem Jahr 2021, sondern durch eine Zuwei
sung aus dem Bundeshaushalt in Höhe von ca. 1,6 Milliarden Euro finanziert werden. 
 In der Summe ergibt sich also eine zusätzliche Nettokreditaufnahme des Bundes für das 
Jahr 2023 in Höhe von 44,8 Milliarden Euro. Damit steigt die Nettokreditaufnahme des Bun
des in diesem Jahr auf 70,612 Milliarden Euro, was die nach der »Schuldenbremse« des Arti
kel 115 Absatz 2 Grundgesetz zulässige (und durch den bisherigen Haushaltsplan schon aus
geschöpfte) Nettokreditaufnahme von 25,812 Milliarden Euro um 44,8 Milliarden Euro über
steigt (Deutscher Bundestag 2023b, S. 15). 
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 Aus diesem Grund ist die Feststellung einer »außergewöhnlichen Notsituation, die sich der 
Kontrolle des Staates entzieht und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigt« erfor
derlich, damit die Kreditobergrenzen des Artikel 115 Absatz 2 Grundgesetz überschritten 
werden können. Die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben am 27. 
November 2023 beantragt, dass der Deutsche Bundestag einen entsprechenden Beschluss 
fasst (Deutscher Bundestag 2023a). In ihrem Antrag folgen die genannten Fraktionen dem 
Gesetzentwurf der Bundesregierung, die ein Fortbestehen einer außergewöhnlichen Notsitua
tion im Jahr 2023 sieht und die von ihr getroffenen Maßnahmen, insbesondere die zusätzliche 
Kreditaufnahme in diesem Jahr, für erforderlich und geeignet hält, um diese Notsituation ab
zuwehren bzw. zu überwinden (Deutscher Bundestag 2023b, S. 6-14). 

3. Besteht eine außergewöhnliche Notsituation? 

»Wir sind (…) nicht mehr in einer außergewöhnlichen Notsituation, die eine Ausnahme 
von der Schuldenregel des Grundgesetzes zulassen würde.«  
Bundesfinanzminister Christian Lindner  
(im Plenum des Deutschen Bundestages, am 5. Juli 2023) 

Die Bundesregierung begreift das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 
2023 als »Klarstellung der Rechtslage« (Deutscher Bundestag 2023b, S. 9), was impliziert, 
dass die bisherige Haushaltspolitik und insbesondere der bisherige Umgang mit der »Schul
denbremse« zumindest verfassungsgemäß hätte sein können und dass dieses Urteil mehr oder 
weniger überraschend kam. Dem ist mitnichten so. Der Bundesrechnungshof hat in mehreren 
Stellungnahmen auf die wahrscheinliche Rechtswidrigkeit der Politik dieser und der Vorgän
gerregierung hingewiesen, zuletzt in seinem Bericht vom 25. August 2023 (Bundesrech
nungshof 2023). Auch für den ehemaligen Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts, Hans-
Jürgen Papier, war es offensichtlich, »dass man mit dem Institut des schuldenfinanzierten 
Sondervermögens die Schuldenbremse des Artikel 115 Absatz 2 Grundgesetz aushebeln woll
te. (…) Das war eine auch in meinen Augen von vornherein unzulässige Manipulation am 
Haushaltsverfassungsrecht. Und es ist nicht so, dass die Entscheidung des Bundesverfas
sungsgerichts völlig überraschend kam« (Jungholt und Schuster 2023). 
 Von daher hat sich die Bundesregierung selbst in die haushaltspolitische Klemme ma
növriert, in der sie jetzt steckt. In dieser Situation greift sie zu dem Mittel, auch für 2023, und 
damit zum vierten Mal in Folge, eine »außergewöhnliche Notsituation« zu erklären, um die 
Kreditobergrenzen des Artikel 115 Absatz 2 Grundgesetz überschreiten zu können. Aber eine 
solche Notsituation liegt, wie Finanzminister Lindner im Juli 2023 richtig feststellte, nicht 
mehr vor. Das gilt für die Ahrtal-Flutkatastrophe, die nur ein lokal begrenztes Ereignis mit, 
bezogen auf den Bundeshaushalt, überschaubaren Kosten war und nunmehr über zwei Jahre 
zurückliegt. Das gilt aber auch und vor allem für die Energiekrise von 2022 infolge des Ukra
inekriegs. 
 Versorgungsmängel mit Gas drohen aktuell nicht und der Großhandelspreis lag im No
vember dieses Jahres mit ca. 42 Euro pro Megawattstunde unter dem Preis von ca. 50 Euro 
pro Megawattstunde im November 2021, also drei Monate vor Kriegsausbruch (Bundesnetza
gentur 2023). Gleiches gilt für den Börsenstrompreis, welcher im Monatsdurchschnitt im No
vember 2023 mit ca. 91 Euro pro Megawattstunde unter dem entsprechenden Preis im No
vember 2021 mit 176 Euro lag (Fraunhofer ISE 2023). Selbstverständlich sind diese Preise im 
internationalen Vergleich immer noch überdurchschnittlich hoch. Aber dies ist nicht auf den 
Ukrainekrieg, mithin nicht auf eine außergewöhnliche Notsituation zurückzuführen. 
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 Der Sachverständigenrat spricht in seinem aktuellen Jahresgutachten zwar von einer »ge
bremsten Erholung«, stellt aber auch fest, dass »ein starker Rückgang der Wirtschaftsleistung 
(…) bislang ausgeblieben« ist (Sachverständigenrat 2023, S. 49). Eine außergewöhnliche 
Notsituation, die mit dem Konjunktureinbruch im ersten Pandemiejahr 2020 oder mit den 
Verwerfungen am Energiemarkt im vergangenen Jahr vergleichbar wäre, liegt mithin nicht 
vor. 
 Selbst wenn man das Weiterbestehen einer solchen Notsituation bejahen würde, ist es mehr 
als fraglich, ob auch die zweite Bedingung erfüllt wäre, die das Grundgesetz an das Aussetzen 
der »Schuldenbremse« knüpft, nämlich, dass sich diese Notlage »der Kontrolle des Staates 
entzieht«. Denn die Energiekrise des Jahres 2022 ist letztlich auf Entscheidungen der deut
schen Politik zurückzuführen: Erstens hat Deutschland seit langem durch die Fixierung auf 
den sogenannten »Klimaschutz« die Sicherheit und die Wirtschaftlichkeit der Energieversor
gung sträflich vernachlässigt, worauf unter anderem der Bundesrechnungshof wiederholt hin
gewiesen hat (z.B. Bundesrechnungshof 2021). Hauptsächlich deshalb hatten die Sanktionen 
und Gegensanktionen im Zusammenhang mit dem Ukrainekrieg im Jahr 2022 so schwerwie
gende Folgen für Deutschland. Zweitens hat sich auch die andere Ursache der Energiekrise, 
nämlich eben diese Sanktionspolitik, keineswegs der politischen Kontrolle entzogen. Denn 
nicht der russische Angriff selbst, sondern die Eröffnung eines Wirtschaftskrieges gegen 
Russland als Reaktion darauf, haben zu den Lieferunterbrechungen und Versorgungsproble
men geführt. Für die Politik gegenüber Russland mag es gute Gründe geben, aber es ist nicht 
möglich, diese Politik als »der Kontrolle des Staates entzogen« darzustellen. 
 Insofern 2023 eine Notlage vorliegt, handelt es sich um eine durch eine verfassungswidrige 
und unsolide Haushaltspolitik hervorgerufene Notlage. Diese mag tatsächlich als in der Ge
schichte der Bundesrepublik »außergewöhnlich« bezeichnet werden, ist aber sicher keine 
Notlage im Sinn von Artikel 115 Absatz 2 Grundgesetz. In dieser Situation wieder eine »au
ßergewöhnliche Notlage« erklären zu wollen, zeugt von einem fundamentalen Missverständ
nis von Sinn und Zweck der Verschuldensregeln des Grundgesetzes: Es ist eben nicht so, dass 
eine außergewöhnliche Notlage dann besteht, wenn man die grundgesetzliche Kreditober
grenze überschreiten will, sondern vielmehr so, dass solche Kredite nur aufgenommen werden 
dürfen, wenn eine außergewöhnliche Notlage auch tatsächlich besteht. Von daher ist es frag
lich, ob das geplante Vorgehen der Bundesregierung mit dem Grundgesetz vereinbar ist. 

4. Zur Geeignetheit und Erforderlichkeit der Maßnahmen 

Ich beschränke mich im Folgenden auf die in der Energiekrise von 2022 ergriffenen Maß
nahmen, deren Kernstück die Gas- und Strompreisbremsen waren, welche auch mit großem 
Abstand die höchsten Kosten verursachten. 
 Die Bundesregierung hält die als Reaktion auf die Energiekrise ergriffenen Maßnahmen 
sowohl für erforderlich als auch für zur Bewältigung der Krise geeignet (Deutscher Bundestag 
2023b, S. 9-14). Dies gelte vor allem für die Gas- und Strompreisbremsen, die »einen signifi
kanten Beitrag zur Dämpfung der Energiekosten, der Reduzierung von Unsicherheit, der Sta
bilisierung von Kaufkraft und Erwartungen« geleistet hätten und die deshalb auch »für das 
Jahr 2023 zur Bewältigung der außergewöhnlichen Notsituation erforderlich« seien (Deut
scher Bundestag 2023b, S. 11). 
 Diese Einschätzung kann nicht uneingeschränkt geteilt werden. Erstens stellt sich die Fra
ge, warum die Notlage auch 2023 bestehen soll, wenn die Maßnahmen so erfolgreich wie 
behauptet gewesen sind. Zweitens ist die Vermeidung der pessimistischsten Szenarien für die 
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wirtschaftliche Entwicklung der Jahr 2022 und 2023 in erster Linie auf die wieder gefallenen 
Weltmarktpreise zurückzuführen. Drittens bestehen große Zweifel an der grundsätzlichen 
Eignung der ergriffenen Maßnahmen, und zwar insbesondere der Gas- und Strompreisbrem
sen, für die Bewältigung der Energiekrise. Denn diese stellte einen angebotsseitigen Schock 
dar, der nicht durch nachfrageseitige Maßnahmen, wie sie die Preisbremsen sind, überwunden 
werden kann, da man auf diese Weise letztlich nur an den Krisensymptomen herumkuriert. 
Wie in Teil 3 angedeutet, hätte man stattdessen das Energieangebot ausweiten und zu diesem 
Zweck eine Kehrtwende in der Energiepolitik vollziehen müssen; allenfalls begleitend wären 
zusätzliche Transferzahlungen an besonders bedürftige Haushalte sinnvoll gewesen. Dass die 
Regierung sich einer ursachenadäquaten Politik verweigert hat, zeigt sich nicht zuletzt an der 
Abschaltung der letzten Kernkraftwerke im Jahr 2023, wodurch das Energieangebot weiter 
verknappt wurde. Dass die Regierung diese Maßnahme ergriffen hat, macht aber immerhin 
deutlich, dass nach ihrer Einschätzung 2023 offenbar keine außergewöhnliche Notsituation 
infolge der Energiekrise des Jahres 2022 mehr bestanden hat. Zur Kritik an den Gas- und 
Strompreisbremsen im Einzelnen verweise ich auf meine Stellungnahmen vom 4. Dezember 
2022 für den Ausschuss für Klimaschutz und Energie (Söllner 2022a; 2022b). 
 Auch andere Autoren haben sich kritisch zur Energiekrisenpolitik der Bundesregierung 
geäußert – und zwar auch solche, die die Bundesregierung erstaunlicherweise selbst als an
gebliche Befürworter der eigenen Politik anführt. So sprechen sich Röger und Welfens (2022) 
in ihrer von der Bundesregierung zitierten Arbeit (Deutscher Bundestag 2023b, S. 12)1 gerade 
gegen umfassende und allgemeine Gas- und Strompreisbremsen aus und fordern stattdessen 
eine Subventionierung des Gaspreises nur für die Stromerzeugung, ergänzt durch Transfers an 
bedürftige Haushalte. 
 Insgesamt wird man zu dem Schluss kommen müssen, dass die in der Energiekrise ergrif
fenen Maßnahmen weder erforderlich noch geeignet gewesen sind – womit auch die Rechtfer
tigung für die damit einhergehende Kreditaufnahme entfällt. 

5. Ausblick 

Die Bundesregierung beabsichtigt, »weitere Auswirkungen auf die Sondervermögen des 
Bundes« zu prüfen (Deutscher Bundestag 2023b, S. 14). Daran tut sie gut. Denn die Finanzie
rung nicht nur des WSF und des SVA ist problematisch – sondern auch die der meisten ande
ren Sondervermögen.2 
 Der weit überwiegende Teil der Sondervermögen finanziert sich nicht durch eigene Ein
nahmen, sondern durch direkte Zahlungen aus dem Bundeshaushalt oder die Aufnahme von 
Krediten. Bei diesen kreditfinanzierten Sondervermögen sollte man deshalb richtigerweise 
von »Sonderschulden« sprechen. Bei allen fremdfinanzierten Sondervermögen kann es zu 
Konflikten mit den grundgesetzlichen Haushaltsprinzipien kommen – und zwar auch dann, 
wenn keine Umwidmungen wie im Fall des KTF oder des WSF vorgenommen werden. Inso
weit fremdfinanzierte Sondervermögen eigene Kreditermächtigungen besitzen (wie z.B. der 
WSF), liegt ein Verstoß gegen das Prinzip der Jährlichkeit gemäß Artikel 110 Absatz 2 
Grundgesetz dann vor, wenn Kreditermächtigungen nicht in dem Haushaltsjahr, in dem sie 
erteilt wurden, ausgeschöpft, sondern ganz oder zum Teil auf Folgejahre übertragen werden. 
Für fremdfinanzierte Sondervermögen, die sich aus buchmäßigen Mittelzuführungen aus dem 
                                                 
1 Die vollständige Quellenangabe findet sich in Deutscher Bundestag (2023a, S. 7, Fn. 5). 
2 Vgl. zum Folgenden Bundesrechnungshof (2023, S. 16-21). 
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Bundeshaushalt speisen (wie z.B. das SVA), gilt Ähnliches: Wenn diese Mittel nicht im sel
ben Jahr verbraucht und kreditfinanziert werden, sondern ganz oder zum Teil der Rücklage 
zugewiesen und erst bei Inanspruchnahme kreditfinanziert werden, liegt ebenfalls ein Verstoß 
gegen das Jährlichkeitsprinzip vor. Verfassungsgemäß wäre es, anstelle der bisherigen Praxis 
am Ende jedes Haushaltsjahres die nicht in Anspruch genommenen Kreditermächtigungen 
bzw. die nicht verbrauchten Zuweisungen zu streichen. Der Finanzbedarf in den Folgejahren 
müsste dann durch neue Kreditermächtigungen bzw. neue Zuweisungen jeweils nach Maßga
be des Jährlichkeitsprinzips gedeckt werden. Das würde natürlich bedeuten, dass die entspre
chenden Beträge jedes Jahr bei der Kreditaufnahme des Bundes zu berücksichtigen und dabei 
die Regeln der »Schuldenbremse« zu beachten wären. Auf diese Weise könnte die »Schul
denbremse« nicht länger durch Rücklagenbildung in Sondervermögen umgangen werden. 
 Dies würde, wie der Bundesrechnungshof (2023, S. 7) völlig zu Recht konstatiert, »erheb
liche Auswirkungen auf die bisherige Haushalts- und Finanzplanung« haben. Denn die Finan
zierung geplanter Maßnahmen, die man durch die Einrichtung von Sondervermögen auf Jahre 
hinaus abgesichert glaubte, muss jetzt neu geregelt werden – und zwar im Einklang mit 
Grundgesetz und »Schuldenbremse«. 
 Die dadurch entstehenden haushaltspolitischen Probleme können prinzipiell auf drei ver
schiedene Arten gelöst werden:3 Erstens könnte man »alle Jahre wieder« eine außergewöhnli
che Notsituation feststellen und sich so ohne Rücksicht auf die Kreditobergrenzen des Grund
gesetzes verschulden. Dadurch würde die Not- zur Normalsituation und die »Schuldenbrem
se« nicht nur umgangen, sondern offensichtlich gebrochen werden. Zweitens könnte man den 
Bedarf an Krediten dadurch senken, dass man die »normalen« Einnahmen, also die Steuern 
und anderen Abgaben, erhöht. Ob dies angesichts der ohnehin schon sehr hohen Abgabenlast 
in Deutschland sinnvoll ist, erscheint fraglich. Drittens könnte man sparen, also die Ausgaben 
senken. Vieles spricht dafür, dass diese dritte Möglichkeit gewählt werden sollte. Denn der 
Bund hat kein Einnahmen-, sondern ein Ausgabenproblem. Das krisenbedingt hohe Haus
haltsvolumen der Coronajahre wurde bisher nicht wieder auf das Normalmaß zurückgefahren, 
sondern im Gegenteil noch weiter ausgedehnt. Es ist mehr als zweifelhaft, ob alle dieses Jahr 
getätigten und für die Folgejahre geplanten Ausgaben tatsächlich sinnvoll, geschweige denn 
notwendig sind. Eine Analyse der Einsparmöglichkeiten kann im Rahmen dieser Stellung
nahme nicht geleistet werden, aber ein Bereich erscheint für Kürzungen und Einsparungen 
prädestiniert: die Klima- und Energiepolitik. Sieht doch die Finanzplanung der Regierung von 
2023 bis 2026 für »Klimaschutz« und »Transformation der deutschen Wirtschaft« beachtliche 
177,5 Milliarden Euro vor (Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 2022). Lassen 
wir zur Einschätzung von Sinn und Notwendigkeit dieser Ausgaben noch einmal den Bundes
rechnungshof (2022, S. 7) zu Wort kommen: 

»Gegenwärtig setzt der Bund Haushaltsmittel in Milliardenhöhe ein, um Förderpro
gramme für den Klimaschutz zu finanzieren. Für die meisten der derzeit über 100 För
derprogramme ist unklar, ob und ggf. in welchem Umfang sie zur Minderung von THG-
Emissionen beitragen (sollen). Dadurch fließen Haushaltsmittel in für den Klimaschutz 
wirkungslose und ineffiziente Programme.« 

Es wäre wünschenswert, wenn die aktuelle Haushaltskrise nicht nur als Problem gesehen, 
sondern auch und vor allem als Chance begriffen werden würde – als Chance, die ausufern
den Staatsausgaben endlich zurückzudrängen, den Staat auf seine eigentlichen Aufgaben zu 
                                                 
3 Wenn man nicht de lege lata, sondern de lege ferenda argumentiert, gibt es noch eine vierte Möglichkeit: die 
Änderung (in diesem Fall die Aufweichung) der grundgesetzlichen Verschuldungsregeln. 
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beschränken und dem Bürger mehr Freiraum zur eigenverantwortlichen Gestaltung seiner 
wirtschaftlichen Aktivitäten zu gewähren. 
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